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Geſetz Sammlung 
| für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 665.ä 


(Nr. 4578.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs-Urkunde fuͤr die Oppeln-Tarnowitzer Eiſen⸗ 
5 bahngeſellſchaft. Vom 1. Dezember 18586. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. | 
Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Oppeln nach Tar⸗ 
nowitz eine Aktiengeſellſchaft gebildet hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe 
dieſer Eiſenbahn Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch 
das Uns vorgelegte, am 14. September 1856. notariell vollzogene Statut hier⸗ 
mit landesherrlich beſtaͤtigen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß, ſoweit nicht in dem obenerwaͤhnten Sta⸗ 
tut befondere Feſtſetzungen getroffen find, die in dem Geſetze uͤber die Eifen- 
bahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, ſowie das Geſetz uͤber 
die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Abgabe vom 30. Mai 1853., auf das 
Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn-⸗Unternehmen Anwendung finden ſollen. 5 

Die gegenwaͤrtige Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt zugleich 
mit dem Statute durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 1. Dezember 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4578.) 133 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1856. 
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Statut 


der 


Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


. 
Namen und Zweck der Geſellſchaft. 

Unter der Benennung „Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft“ verbin⸗ 
det ſich eine mit Korporationsrechten nach Maaßgabe der Geſetze vom 3. No— 
vember 1838. und 9. November 1843. verſehene Aktiengeſellſchaft auf unbe: 
ſtimmte Zeitdauer, welche den Zweck hat, von Oppeln über Malapane, Za⸗ 
wadskywerk, Tworog nach Tarnowitz eine Eiſenbahn zu bauen. 

Die Geſellſchaft kann aber auch ihr Unternehmen mit Genehmigung des 
Staats auf den Bau anderer, an die obengedachte Bahn ſich anſchließenden 
Eiſenbahnen ausdehnen. N 


H. 2. 
Art der Benutzung. 


Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwa— 
gen auf eigene Rechnung betreiben, auch, ſoweit ſie es ihren Intereſſen gemaͤß 
findet oder geſetzlich dazu verpflichtet iſt, Anderen die Mitbenutzung der Bahn 
zu Perſonen- und Guͤter⸗Transporten gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahn: 
geldes geſtatten. Sie kann auch unter Genehmigung des Handelsminiſters 
einer anderen Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn durch 
beſonderen Vertrag uͤberlaſſen. Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in 
den Transportmitteln eine noch beſſere oder wohlfeilere Foͤrderung der Trans⸗ 
porte, als auf Eiſenſchienen und mittelſt Lokomotiven, moͤglich werden, ſo kann 
die Geſellſchaft auch das neue Befoͤrderungsmittel vorbehaltlich der Genehmi— 
gung des Staats herſtellen und benutzen. 


H. 3 
Domizil und Gerichtsſtand. 


Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt Bres⸗ 
lau, und hat dieſelbe bei dem dortigen Koͤniglichen Stadtgericht ihren Ge— 
richtsſtand. 

§. 4 


Fonds der Geſellſchaft. 
Das zum Bau der Oppeln-Tarnowitzer Eiſenbahn nebſt Zubehör, A. 
£ n: 
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Anſchaffung des Betriebsmaterials nebſt Zubehör, zur Beſtreitung der Gene⸗ 
ralkoſten, einſchließlich der Koſten der Vorarbeiten, ſowie zur Verzinſung der 
Einzahlungen bis zu dem im H. 21. beſtimmten Zeitpunkte erforderliche Kapi⸗ 
tal wird vorlaͤufig auf zwei und eine halbe Million Thaler feſtgeſetzt und durch 
12,500 Aktien, jede zu zweihundert Thaler, aufgebracht. 

Ein etwaiger Mehrbedarf wird einſchließlich der Anlagekoſten fuͤr die 
H. 1. gedachten etwaigen Anſchlußbahnen unter Genehmigung des Staats ent— 
1 Vermehrung des Stammaktienkapitals, oder durch Anleihen aufs 
gebracht. 


H. 5. 


Reſerve- und Erneuerungsfonds. 


Zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung der Bahn nebſt Zubehoͤr, 
insbeſondere zur Erneuerung der Schwellen und Schienen, ſowie zur Vermeh⸗ 
rung des Betriebsmaterials, ingleichen zur Deckung der in außerordentlichen 
Faͤllen noͤthigen Ausgaben, wird nach Ablauf des erſten Betriebsjahres aus 
dem Ertrage des Unternehmens ein Reſerve- und Erneuerungsfonds gebildet. 
Die zu dieſem Fonds aus dem Ertrage jaͤhrlich abzufuͤhrende Summe darf 
ohne ſpezielle Genehmigung des Handelsminiſters nicht weniger als Ein Pro- 
zent und nicht mehr als zwei Prozent des Anlagekapitals betragen, kann aber 
bei ſich ergebendem Beduͤrfniſſe von dem Geſellſchaftsvorſtande unter Zuſtim⸗ 
mung des Handelsminiſters noch erhoͤht werden. 

Wenn jedoch der angeſammelte Beſtand des Fonds auf fuͤnf Prozent 
des Anlagekapitals angewachſen iſt, ſo braucht er blos auf dieſer Hoͤhe erhal⸗ 
ten zu werden. Die Verwaltung und Verwendung des Reſerve- und Erneue⸗ 
rungsfonds, insbeſondere die aus dieſem Fonds zu beſtreitenden Ausgaben, wer⸗ 
den nach Eroͤffnung des Betriebes der Bahn durch ein von dem Geſellſchafts⸗ 
en unter Genehmigung des Handelsminiſters zu erlaſſendes Reglement 
feſtgeſtellt. Ä 


H. 6. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staat. 


Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden im Allgemeinen 
durch die zu ertheilende landesherrliche Konzeſſion, ſowie durch die Geſetze uͤber 
die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., uͤber die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. und uͤber die von den Eiſenbahnen zu ent⸗ 
richtende Abgabe vom 30. Mai 1853. beſtimmt. Insbeſondere aber bleibt 


1) dem Staate vorbehalten: de 

a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs ſowohl 
für die Güter, als für den Perſonenverkehr, ſowie jeder Abaͤnde⸗ 
rung der Tarife; = 

b) die Genehmigung, noͤthigenfalls auch Abänderung des Fahrplans; 

c) die Beſtaͤtigung der Wahl des oberſten Adminiſtrationsbeamten 
(Spezialdirektors), des oberſten N Beamten (Ober⸗Inge⸗ 


(r. 4578.) nieurs 
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nieurs reſp. Betriebsdirektors) und des Syndikus, ſowie die Ge⸗ 
nehmigung der denſelben zu ertheilenden Geſchaͤfts-Inſtruktionen 
50.) 


2) In Ausfuͤhrung der Beſtimmung uͤber die Benutzung der Eiſenbahnen 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗-Sammlung fuͤr 1843. S. 473.) ver⸗ 
pflichtet ſich die Geſellſchaft, Militairperſonen und Militaireffekten jeg⸗ 
licher Art zu ermaͤßigten Preiſen zu transportiren. Bei Normirung der 
Fahrpreiſe ſollen die niedrigſten Preiſe maaßgebend ſein, welche die Mi⸗ 
litairverwaltung mit anderen Eiſenbahngeſellſchaften vereinbart hat, oder 
noch vereinbaren wird. Im Uebrigen finden die obenerwaͤhnten Beſtim⸗ 
mungen (Gefeß- Sammlung fir 1843. S. 473.) auch auf die Oppeln⸗ 
Tarnowitzer Eiſenbahn Anwendung. 

Außer dem unentgeltlichen Transporte derjenigen Poſtwagen, welche 

noͤthig ſind, um die der Poſt anvertrauten Güter zu befördern ($. 36. 

Nr. 3. des Geſetzes vom 3. November 1838.), iſt die Geſellſchaft ver: 

pflichtet, die begleitenden Poſtkondukteure und das expedirende Poſtper⸗ 

ſonal in jenen Wagen unentgeltlich zu befoͤrdern. 

4) Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstelegra⸗ 
phen längs der Bahn unter den von dem Handelsminiſter feſtzuſtellen⸗ 
den Bedingungen. 

5) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 

Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter getroffen 

werden, puͤnktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen er⸗ 

wachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung 
eines beſonderen Polizei-Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tra⸗ 
en. Sie iſt verpflichtet, die noͤthigen Zuſchuͤſſe zu der in Gemäßheit der 

ng vom 31. Dezember 1846. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1847. 

S. 21.) für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. 

Nicht minder wird die Geſellſchaft den Anforderungen der zuftändigen 

Behörde wegen Genuͤgung des kirchlichen Beduͤrfniſſes der beim Bau 

beſchaͤftigten Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erfor⸗ 

derlichen Falls auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten 
uͤbernehmen. 

Die Geſellſchaft ift verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und kuͤnftig 

beſtehenden Grundſaͤtze für die Staats⸗Eiſenbahnen für ihre Beamten 

und Arbeiter Penſions-, Wittwen⸗, Verpflegungs⸗ und Unterſtuͤtzungs⸗ 

Kaffen einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu leiſten. 


H. 7. 


Verwaltung und Verfaſſung. 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: | 
a) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 


25.) 
p) durch den Verwaltungsrath (F. 37.), beſtehend aus: 


— 


3 


6 


— 


aa) dem 
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aa) dem Ausſchuß mit fuͤnf Mitgliedern und drei Stellvertretern (H. 52.), 
bb) der Direktion mit vier Mitgliedern und zwei Stellvertretern (F. 45.); 
c) durch Beamte (F. 96.), i 


H. 8. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen, desgleichen 
mit den Vertretern und Beamten der Geſellſchaft, ſollen jeder Zeit durch 
Schiedsrichter entſchieden werden, von denen jeder Theil einen oder zwei er⸗ 
nennt und welche bei Meinungsverſchiedenheit einen Obmann waͤhlen. 

5 Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechte: 
mittel zulaͤſſig. 
Fiuͤr das Verfahren der Schiedsrichter find die zur Zeit des ſchiedsrich⸗ 
terlichen Verfahrens geltenden geſetzlichen Beſtimmungen maaßgebend. 
Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar 
oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines 
Schiedsrichters laͤnger als vierzehn ie fo ernennt der Andere beide 
Schiedsrichter. 

KRoͤnnen ſich die Schiedsrichter über die Wahl des Obmanns nicht ver— 

einigen, ſo ernennt ihn der Direktor des Stadtgerichts zu Breslau. 


H. 9. 
Oeffentliche Bekanntmachung. 


Die nach dieſem Statut erforderlichen oͤffentlichen Bekanntmachungen ſind 
in folgenden öffentlichen Blättern: 


1) dem Preußiſchen Staatsanzeiger, 
2) der Voſſiſchen Zeitung, 

3) der Schleſiſchen Zeitung und 

4) der Breslauer Zeitung, 


abzudrucken. ö 


Sofern fuͤr einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdruͤcklich vor⸗ 
geſchrieben, genügt ein zweimaliger Abdruck der Bekanntmachung in jedem der 
vorgenannten Blätter zu deren rechtsverbindlicher Publikation. Beim Eingehen 
des einen oder anderen der vorgenannten Blätter genügt die Bekanntmachung 
in den uͤbrigen, bis die naͤchſte Generalverſammlung mit Genehmigung des 
Handelsminiſters uͤber die Wahl eines anderen Blattes an Stelle des einge⸗ 


gangenen Beſchluß gefaßt hat. 
§. 10. 


Abaͤnderung des Statuts. 


Abaͤnderungen des gegenwaͤrtigen Statuts ſind nur in Folge eines nach 
(Nr. 4578.) i FE Maaß⸗ 


1 
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Maaßgabe der $$. 28. und 29. sub 4. und 34. gefaßten Beſchluſſes der Ge⸗ 1 
neralverfammlung unter landesherrlicher Genehmigung zulaͤſſig. 5 


H. 11. 
Verkauf der Bahn und Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöſung der Geſellſchaft, in⸗ 
gleichen die Vereinigung des Unternehmens mit einem andern Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen koͤnnen nur in Folge eines, in gleicher Weiſe gefaßten, landes⸗ 
herrlich beſtaͤtigten Beſchluſſes der Generalverſammlung geſchehen (H. 29. sub 7.). 


B. Beſondere Beſtimmungen. 
J. Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


H. 12 
Ausfertigung. 


RS Die Aktien werden auf Höhe von zweihundert Thalern ſtempelfrei aus⸗ 
l gefertigt und erſt dann ausgegeben, wenn der volle Betrag fuͤr dieſelben zur 
Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 
Die Aktien lauten auf den Inhaber und ſind untheilbar. Jede Aktie 
wird von zwei Mitgliedern der Direktion unterzeichnet und von dem Haupt⸗ 
Rendanten der Geſellſchaft gegengezeichnet. 


H. 13. 
Anerkenntnißſcheine und Quittungsbogen. 


Bis zur wirklichen Ausfertigung der Aktien werden mit Nummern be⸗ 

zeichnete, auf den Namen des erſten Zeichners lautende Anerkenntnißſcheine 

1 Beilage B. — uͤber je Eintauſend Thaler der Zeichnungen ausgegeben 

> und dieſelben nach weiterer Einzahlung von zehn Prozent der gezeichneten Be⸗ 

träge gegen Quittungsbogen à zweihundert Thaler — Beilage G. — einge⸗ 

RS Otauſcht, ſo daß immer fünf Quittungsbogen gegen einen Anerkenntnißſchein aus⸗ 
zureichen ſind. 

Der Quittungsvermerk uͤber die fernerhin zu leiſtenden Theilzahlungen 
wird auf den Quittungsbogen geſetzt. : 

Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner aus der per⸗ 
ſoͤnlichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft (F. 15.) iſt jeder Vorzeiger eines, 
die früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden Quittungsbogens als deſſen 
Eigenthuͤmer legitimirt. 

$. 14. 
Einzahlungen der Aktienbetraͤge.— 


Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen nach Aufforderung der Direk⸗ 
: tion 
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tion in Breslau, Berlin oder denjenigen Städten, welche fonft zu dieſem Zwecke 
beſtimmt werden. 

Die Hoͤhe und der Zeitpunkt der Einzahlungen werden von dem Ver⸗ 
waltungsrath auf Antrag der Direktion feſtgeſetzt; doch ſollen nie mehr als 
vierzig Prozent des Aktienkapitals auf einmal ausgeſchrieben werden. 

; Die Einforderung geſchieht durch zweimalige Bekanntmachung in den 
H. 9. bezeichneten Blättern dergeſtalt, daß die letzte Inſertion vier Wochen vor 
dem erſten Einzahlungstage erfolgen muß. 


§. 15. 
Verhaftung der urſpruͤnglichen Aktionaire. 


Bis zur Einzahlung der erſten vierzig Prozent des Nominalbetrages der 
Aktien bleiben die urſpruͤnglichen Zeichner fuͤr die Einzahlung unbedingt ver⸗ 
haftet. Erſt nach geſchehener Einzahlung der erſten vierzig Prozent koͤnnen die 
urſpruͤnglichen Zeichner ihrer Verbindlichkeit durch Beſchluß des Verwaltungs 
rathes entlaſſen werden. 

Bis dahin werden alle Zahlungen als fuͤr Rechnung des urſpruͤnglichen 
Zeichners geleiſtet erachtet, ohne daß die Geſellſchaft von etwanigen Ceſſionen 
der Anerkenntnißſcheine oder Quittungsbogen Kenntniß zu nehmen verbun⸗ 
den waͤre. 


$. 16. 


Folgen der Nichteinzahlung vor Entlaffung der urſpruͤnglichen 
Aktionaire. 


Wer vor Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaire aus der Verbindlich⸗ 
keit ſpaͤteſtens am letzten Tage der im H. 14. bezeichneten Friſt die dort gedachte 
Einzahlung nicht leiſtet, hat außer der Pflicht zur Nachzahlung der ruͤckſtaͤndi⸗ 
gen Rate nebſt geſetzlichen Verzugszinſen eine Konventionalſtrafe von zehn 
Prozent der im Ruͤckſtande gebliebenen Raten zum Vortheil der Geſellſchafts⸗ 
Kaſſe verwirkt. Wenn innerhalb fernerer vier Wochen nach erneuerter oͤffent⸗ 
licher Bekanntmachung der Direktion die Zahlung des ruͤckſtaͤndigen Betrages 
nebſt Verzugszinſen und Konventionalſtrafe nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft 
berechtigt, den Aktionair ohne Weiteres ſeines Rechtes aus der Zeichnung und 
aus den bisherigen Zahlungen fuͤr verluſtig und letztere fuͤr verfallen zu erklaͤ⸗ 
ren und den Anerkenntnißſchein, ſowie den etwa bereits ausgehaͤndigten Quit⸗ 
tungsbogen zuruͤckzufordern und zu kaſſiren. 5 

Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß des Verwaltungsrathes auf 
Antrag der Direktion durch einmalige oͤffentliche Bekanntmachung unter Angabe 
der Nummer des Anerkenntnißſcheines reſp. Quittungsbogens. Geht derſelbe 
binnen acht Tagen darauf nicht ein, ſo wird er durch abermalige einmalige 
oͤffentliche Bekanntmachung fuͤr annullirt erklaͤrt. 

f An die Stelle der auf dieſe Weiſe ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
der Direktion andere Aktienzeichner zugelaſſen werden. 


(Nr. 4578.) f Die⸗ 
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Dieſelbe iſt aber auch berechtigt, die fälligen Einzahlungen nebſt Zinſen 
und Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen. 


H. 171 
Interimsbeſcheinigung. 


Kann ein Aktionair bei Einzahlungen, wegen welcher er der urfprängs 
lichen Verpflichtung noch nicht entlaſſen iſt, den Quittungsbogen nicht ſofort 
vorlegen, ſo empfaͤngt er uͤber geleiſtete Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, 
welche auf den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren Ruͤckgabe 
die Quittungen auf den ſpaͤter vorgelegten Quittungsbogen vermerkt werden. 


518; 


Folgen der Nichteinzahlung nach Entlaſſung der urſpruͤnglichen 
Aktionaire. 


Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaire aus der perſoͤn⸗ 
lichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft iſt der Vorzeiger eines, die fruͤher 
berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf ſeinen Namen ausgeſtellten oder ihm 
gehörig eedirten Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. 

Die ferneren Einſchuͤſſe auf einen ſolchen Bogen werden daher auf deſſen 
bloße Vorzeigung angenommen. Wird ein ſolcher Einſchuß nicht ſpaͤteſtens am 
letzten Zahlungstage geleiſtet ($. 14.), fo wird unter einmaliger oͤffentlicher Be⸗ 
kanntmachung der Inhaber unter Nummerangabe des betreffenden Quittungs⸗ 
bogens zur Einzahlung der darauf ruͤckſtaͤndigen Rate nebſt Verzugszinſen und 
einer Konventionalſtrafe per Aktie mit fuͤnf Thaler aufgefordert. Bleibt die 
Aufforderung vier Wochen lang ohne Erſolg, ſo iſt zwar der Inhaber des 
Quittungsbogens nicht zur Einzahlung der Rate, Zinſen und Konventionalſtrafe 
verbunden; es verfallen jedoch die auf dieſen Quittungsbogen geleiſteten Ein⸗ 
ſchuͤſſe zum Vortheil der Geſellſchaft. Der Bogen wird fuͤr erloſchen erklaͤrt 
und die hierdurch wegfallende Aktiennummer öffentlich bekannt gemacht. 


H. 1 9. 


Ausfertigung und Aushaͤndigung der Aktien. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs⸗ 
bogens wird dem darin benannten Aktionair oder Ceſſionar oder demjenigen, 
welcher ſich als deſſen rechtmaͤßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Ruͤckgabe deſſelben 
die gemaͤß §. 12. ausgefertigte Aktie ausgehaͤndigt. Die Richtigkeit der Ceſſion 
M zu prüfen ift die Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht 

verpflichtet. 6 8 i 


$. 20, a 
Verhaftung der Aktionaire. f 


Kein Aktionair iſt uͤber den Betrag der Aktie hinaus, mit 1 der 
inſen 


2 win 


Zinſen und Conventionalſtrafen der H. 16. und 18., zu Einzahlungen, ſowie 
fuͤr Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verpflichtet. a 


* 


H. 21. 
Zinſen der Einzahlung. 


Die Einſchuͤſſe der Aktionaire werden von dem in der Ausſchreibung be⸗ 
ſtimmten erſten Einzahlungstage ab bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem 
die ganze Bahn vollſtaͤndig hergeſtellt und in Betrieb geſetzt ſein wird, mit 
vier Prozent jaͤhrlich verzinſt. 5 

Die Zinſen werden aus dem Baukapital entnommen, ſoweit ſie nicht 
durch den bis zu jenem Zeitpunkt aus dem Betriebe aufkommenden Ertrag ge⸗ 
deckt werden. Die Berichtigung dieſer Zinſen erfolgt bis zur letzten Theil⸗ 
zahlung durch Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen; die 
uͤber die letzteren auf dem Quittungsbogen zu vermerkenden Beſcheinigungen 
enthalten daher zugleich den Beweis der erfolgten Berichtigung der von den 
fruͤheren Einſchuͤſſen bis dahin aufgelaufenen Zinſen. l 

Durch Ceſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinſen 
der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit uͤbertragen. 


H. 2 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Jahres, in welchem die Bahn vollftändig fertig und in 
ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt wird, hoͤrt die Verzinſung aus dem 
Baukapitale auf und wird ſtatt derſelben der vom 1. Januar des auf die 
Betriebseroͤffnung folgenden Jahres aus dem Unternehmen aufkommende Rein⸗ 
ertrag nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen vertheilt: 


1) Aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunaͤchſt die Verwaltungs-, 
Unterhaltungs-, Betriebs- und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftenden Laſten beſtritten. 

2) Sodann wird der im H. 5. gedachte jährliche Betrag zum Reſerve⸗ und 
Erneuerungsfonds voran weggenommen und 

3) der Ueberreſt wird auf die Aktien gleichmäßig vertheilt. 


H. 23. 
Dividendenſcheine. 


i Mit jeder Aktie werden für fünf Jahre Dividendenfcheine ausgereicht, 
H ihnen Talons beigefügt und nach Ablauf des letzten Jahres dem Einreicher 
7 des Talons durch neue erſetzt werden. a SPY anal ken: 
Sie werden mit den Unterſchriften zweier Mitglieder der Direktion und 
1 Hauptrendanten in facsimile, wie mit dem Stempel der Geſellſchaft ver⸗ 
ehen. 
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Dividendenfcheine, welche innerhalb vier Jahren, vom Verfalltage ab ge⸗ 
rechnet, nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


H. 24. 0 
Oeffentliches Aufgebot und Mortifizirung. 


8 Nicht annullirte Quittungsbogen, ruͤckſichtlich deren die urſpruͤnglichen 
Inhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaſſen worden (F. 15.), und Aktien 
müffen, wenn fie angeblich vernichtet oder verloren worden, von dem Inhaber 
1 Koſten oͤffentlich aufgeboten und mortifizirt werden, bevor ſie erſetzt 
werden. . \ 
Der Gerichtsſtand für dieſe Aufgebote ift das Königliche Stadtgericht 
zu Breslau. 
Ein öffentliches Aufgebot und eine Mortifikation von Dividendenſcheinen 
iſt auch in Verbindung mit der Mortifikation der Aktie ſelbſt nicht zulaͤſſig. 
Vernichtete oder verloren gegangene Dividendenſcheine werden auch nach 
Ablauf der im $. 23. angegebenen Verjaͤhrungsfriſt, ſofern fie nicht inzwiſchen 
bereits realiſirt worden, dem Inhaber der betreffenden Aktie nur dann, wenn 
er den Verluſt vor Eintritt der Verjaͤhrungszeit bei der Geſellſchaftsdirektion 
ſchriftlich angemeldet und den Beſitz durch Vorzeigung der betreffenden Aktie 
beſcheinigt hat, gegen Ruͤcklieferung der uͤber die Anmeldung zu ertheilenden 
Beſcheinigung ausgezahlt. ö 


II. 
Von den Generalverſammlungen. 


H. 25. 
Ort und Berufung. 


Die Generalverſammlungen werden zu Breslau oder in einer der an der 
Bahn liegenden Staͤdte oder Stationen abgehalten und durch den Verwal⸗ 
tungsrath oder deſſen Vorſitzenden, welcher Ort und Tag der Verſammlung 
beſtimmt, einberufen. 

Die Einladung erfolgt durch zweimalige Bekanntmachung in den H. 9. 
genannten offentlichen Blaͤttern und muß die zweite Inſertion ſpaͤteſtens vier⸗ 
zehn Tage vor dem Tage der Verſammlung geſchehen. 


§. 26. 
Ordentliche Generalverſammlungen. 


Ordentliche Generalverſammlungen finden jährlich im Mai ftatt. Regel⸗ 
mäßige Gegenſtaͤnde der Berathung und Beſchlußnahme derſelben ſind: 

1) Erſtattung des Berichts der Direktion über die Geſchaͤfte des verfloſſe⸗ 

nen Jahres unter Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes dieſes Jahres. 

N . 2) Er: 
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2) Erſtattung des Berichts des Ausſchuſſes uͤber die Pruͤfung des Rech⸗ 
nungsabſchluſſes des verfloſſenen Jahres. 

3) Entſcheidung uͤber die vom Ausſchuſſe gegen den Rechnungsabſchluß ge⸗ 
zogenen Monita und Ertheilung der Decharge. f 

4) Wahl der neu eintretenden Mitglieder des Verwaltungsrathes reſp. Ent⸗ 
1 Zu Mitgliedes der Direktion oder Stellvertreters im Fall 
es H. 31. 

5) Beſchlußnahme uͤber diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalver⸗ 
ſammlung von dem Verwaltungsrathe, dem Ausſchuſſe, der Direktion 
oder einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden, insbeſondere 
auch die Entſcheidung uͤber die Frage: ob und welchen Mitgliedern der 
be doll. im Fall des $. 54. sub 5. eine Remuneration bewilligt wer⸗ 

en ſoll. 8 


$. DAR 
Anträge einzelner Aktionaire. 


Beſondere Anträge einzelner Aktionaire muͤſſen fo zeitig vor der General⸗ 
Verſammlung dem Vorſitzenden der Direktion ſchriftlich mitgetheilt werden, daß 
dieſelben noch in die oͤffentliche, zur Verſammlung einladende Bekanntmachung 
aufgenommen werden konnen, widrigenfalls die Beſchlußnahme daruͤber bis zur 
nächften Generalverſammlung zu vertagen iſt. 


$. 28. 
Außerordentliche Generalverſammlungen. 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden in allen Faͤllen ſtatt, in 
denen der Verwaltungsrath, Ausſchuß oder die Direktion, oder die Aufſichts⸗ 
Behoͤrde ſie fuͤr noͤthig erachten. 

In der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Geſchaͤfte 
kurz angedeutet werden. 


; NER 
Nothwendigkeit und Berufung einer Generalverſammlung. 


Außer den im F. 26. genannten Gegenftänden iſt der Beſchluß einer 
Generalverſammlung uͤberhaupt erforderlich: 


4) zur Ausdehnung des Unternehmens auf die im K. 1. angedeuteten 
etwaigen weiteren Zwecke und die im H. 2. vorbehaltene anderweitige 
Benutzungsart; f 

2) zur Vermehrung des Aktienkapitals und zur Kontrahirung von Dar⸗ 
ſehnen uͤber die im H. 4. feſtgeſetzten und reſp. feſtzuſetzenden Geſell⸗ 
ſchaftsfonds hinaus; a 

3) zur Uebernahme des Betriebs auf anderen Eiſenbahnen und zur Ueber⸗ 

laſſung des Betriebes der eigenen Bahn an se Eiſenbahnverwaltung; 


(Nr. 4578.) 4) zu 
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4) zu Abaͤnderungen und Ergänzungen des Statuts in anderen als den 
ad 1. und 2. gedachten Faͤllen; ; 

5) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſammlungen; 

6) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft; Be 

7) zum Verkauf der Bahn, ſowie Vereinigung des Unternehmens mit 
einem anderen. 


Beſchluͤſſe uͤber dieſe Gegenſtaͤnde koͤnnen ſowohl in ordentlichen, als 
außerordentlichen Generalverſammlungen gefaßt werden; der Gegenſtand der 
Berathung muß aber in beiden Faͤllen nach F. 28. in der Einladung vorher 
bezeichnet ſein. a 

Zur Ausführung der Beſchluͤſſe über die ad 1. 2. 3. 4. 6. und 7. be⸗ 
zeichneten Gegenſtaͤnde iſt aber die Genehmigung des Staates erforderlich. 


. 30. 
Stimmenzaͤhlung. 


Nur die Beſitzer von zehn und mehr Aktien find in der Generalver⸗ 
ſammlung ſtimmberechtigt. 


D 


Das Stimmrecht wird in folgendem Verhaͤltniß ausgeuͤbt: 


a) von zehn bis Einhundert Aktien auf jede zehn Aktien Eine Stimme, 

b) für die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von Einhundert hinaus 
beſitzt, bis zu Eintauſend Aktien, auf jede zwanzig Aktien Eine Stimme, 
und ſoll fuͤr die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von Eintauſend 
hinaus beſitzt, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden. 


Hiernach kommen den Beſitzern von Eintauſend und mehr Aktien fuͤnf 
und fünfzig Stimmen zu. Bei Zahlung der Aktien reſp. Quittungsbogen zur 
Feſtſtellung der Stimmberechtigung werden die eigenen mit denen der Macht⸗ 
geber zuſammengerechnet. 


H. 31. N 
Legitimation der Stimmberechtigten. i 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſind nur diejenigen be⸗ 
rechtigt, welche ſpaͤteſtens drei Tage vor der Verſammlung die auf ihren Na⸗ 
men lautenden oder ihnen gehörig cedirten Quittungsbogen oder die ſtatt der⸗ 
ſelben bereits ausgefertigten Aktien bei der Geſellſchaftskaſſe deponiren. a 

Die Nummern der deponirten Quittungsbogen oder Aktien werden in 
einem nach der laufenden Nummer angelegten n Bea roth angeſtrichen 
und dies unter der Kontrole eines dazu beſtimmten Beamten zu fuͤhrende Ver⸗ 
zeichniß wird vom Syndikus der Geſellſchaft verifizirt. 

Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeichniß 
der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in doppeltem Exemplar uͤber⸗ 
geben, von denen das eine zu den Akten der Geſellſchaft geht, das andere, mit 
dem Siegel der Geſellſchaft und dem Vermerk der erfolgten ſtkee und 

8 | tim⸗ 
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Stimmenzahl verſehen, ihm zuruͤckgegeben wird. Dies letztere Exemplar dient 
als Einlaßkarte zur Verſammlung, auf Grund deren beim Eintreten in dieſelbe 
dem Inhaber eine angemeſſene Anzahl von Stimmzetteln verabfolgt wird, 
welche mit dem Stempel der Geſellſchaft zu verſehen ſind. 

Gegen Ruͤckgabe dieſes Duplikatverzeichniſſes erfolgt die Ruͤckgabe der 
betreffenden Quittungsbogen oder Aktien. 

Die Stelle der wirklichen Depofition bei der Geſellſchaft vertreten nur 
amtliche Beſcheinigungen von Staats- oder Kommunalbehoͤrden uͤber die bei 
ihnen erfolgte Depofition der Quittungsbogen oder Aktien. 


$ 32. 
Vertretung. 


Es iſt jedem Aktionair geſtattet, ſich durch einen, aus der Zahl der uͤbri⸗ 
gen Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten, deſſen Vollmachtsauftrag durch 
ſchriftliche (entweder von einem Mitgliede des Geſellſchaftsvorſtandes, oder von 
einem Beamten, der ein öffentliches Siegel zu führen berechtigt iſt, beglaubigte) 
Vollmacht nachgewieſen ift, vertreten zu laſſen. Dieſe Vollmacht muß ſpaͤteſtens 
einen Tag vor der Verſammlung im Buͤreau der Geſellſchaft niedergelegt, auch 
die Legitimation des Vollmachtsausſtellers auf die im F. 31. vorgeſchriebene 
Weiſe gefuͤhrt werden. 5 

Aktionaire weiblichen Geſchlechts duͤrfen der Generalverſammlung uͤber⸗ 


haupt nicht beiwohnen; doch konnen fie ſich durch Bevollmaͤchtigte, wenn dieſe 


auch nicht Aktionaire ſind, vertreten laſſen. Ein Ehemann bedarf zur Vertre- 
tung ſeiner Frau keine beſondere Vollmacht. b 
Moraliſche Perſonen konnen durch ihre verfaſſungsmaͤßigen Repraͤſen⸗ 
tanten, Handlungshaͤuſer durch ihre Prokuratraͤger, Minderjährige durch ihre 
Vormuͤnder vertreten werden, ohne daß dieſe Vertreter Aktionaire zu ſein 
brauchen. 
H. 33. 
Entſcheidung uͤber das Stimmrecht. 
Die Entſcheidung etwaiger Reklamationen uͤber das Stimmrecht gebührt 
der Generalverſammlung. ; 
$. 34. 
Gang der Verhandlung. 


Der Vorſitzende der Direktion oder deſſen Stellvertreter leitet die Ver⸗ 


handlung, beſtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt 


das Wort und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Verfahren feſt. 
Bei ſchriftlicher Abſtimmung, fuͤr welche nur die geſtempelten Stimmzettel gültig 
find, muͤſſen dieſelben bei Vermeidung der Unguͤltigkeit vom Stimmgeber unter⸗ 
ſchrieben und mit der Zahl der Stimmen, welche ſie repraͤſentiren, verſehen ſein. 


(Ir. 4578.) Die | 
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Die Beſchluͤſſe werden in der Regel durch abſolute Stimmenmehrheit 
f 2. 


Eine Ausnahme findet bei Nr. 1., 2., 3., 4., 6. und 7. der F. 29. ge⸗ 
dachten Beſchluͤſſe ſtatt, welche nur durch eine Majoritaͤt von zwei Drittheilen 
der anweſenden oder vertretenen Stimmen gefaßt werden koͤnnen. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§. 35. 
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes reſp. der beiden 
Sektionen deſſelben, Direktion und Ausſchuß, findet in den jaͤhrlichen ordent- 
lichen Generalverſammlungen folgendes Verfahren ſtatt: 


a) Die Wahl erfolgt durch ein vierfaches Skrutinium, fo daß zunaͤchſt die 
Mitglieder der Direktion, ſodann deren Stellvertreter, hierauf die Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes und endlich deren Stellvertreter gewaͤhlt werden. 

b) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jeden eine der Zahl der 

zu erwaͤhlenden gleiche Zahl Namen wahlfaͤhiger Geſellſchaftsmitglieder 

zu ſetzen iſt. 

Stimmzettel, welche formell ungültig find, bleiben ebenſo, wie unſtatt— 

hafte Wahlen, unberuͤckſichtigt. 

Der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 

unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters die Stimm: 

zettel ſammeln, nach dem jedesmaligen Skrutinium die Unterſchriften der 

Stimmzettel und die beigefuͤgte Stimmenzahl nach dem angefertigten, von 

dem Syndikus der Geſellſchaft zu verifizirenden und von ihm und den 

ernannten Kommiſſarien zu unterſchreibenden Verzeichniſſe der anweſenden 

Aktionaire prüfen und nach erfolgter Verifikation den Inhalt der Stimm: 

zettel unter Verſchweigung des Namens des Stimmgebers laut vorleſen 

und die Reſultate der Abſtimmung zuſammenſtellen. 

e) Als erwaͤhlt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der be— 
treffenden Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die 
abſolute Stimmenmehrheit erhalten haben. 5 : 

f) Das Reſultat der Abſtimmung wird hiernaͤchſt in das über die Wer: 
handlung aufzunehmende Protokoll regiſtrirt; die Stimmzettel aber wer— 
den mit dem Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und aſſervirt. 


Bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet uͤber die 
Priorität das Loos, nach einer vom Vorſitzenden in der Verſammlung ſelbſt 
zu treffenden Anordnung. 
b Sollten Einer oder Mehrere der gewaͤhlten Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes die Annahme des Amtes, zu welchem uͤberhaupt ein Zwang nicht ſtatt⸗ 
findet, ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich binnen acht Tagen 
nach geſchehener Notifizirung der Wahl nicht ſchriftlich zur Annahme bereit 
erklaͤrt haben, ſo ruͤcken die bezuglichen Stellvertreter nach der Reihenfolge der 
erhaltenen Stimmenzahl ein, und in das Amt der Stellvertreter treten in gleicher 

: Weile 
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Weiſe diejenigen ein, welche nach den gewaͤhlten Stellvertretern die meiſten 
Stimmen erhalten haben. b : | 


§. 36. 
Protokoll. 


Das uͤber die Verhandlung jeder Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell aufgenommen und von den anweſenden 
e des Verwaltungsrathes und fünf ſonſtigen Aktionairen unter⸗ 

rieben. 5 

Das Protokoll, welchem ein von den anweſenden Mitgliedern der Di⸗ 
rektion zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionaire und deren 
Stimmenzahl beizufügen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft fuͤr den Inhalt 
der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 5 


III. 
Von den Repräſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 


a. Vom Verwaltungsrathe. 


$. 37. 
Zweck und Umfang. 


Der Verwaltungsrath und deſſen beide Sektionen, die Direktion und der 
Ausſchuß, repraͤſentiren und vertreten die Geſellſchaft in ihren inneren und 
aͤußeren Rechten, ſoweit dies nicht ausdruͤcklich der Generalverſammlung vor⸗ 
behalten iſt; er iſt aus den vier Mitgliedern der Direktion und fuͤnf Mitglie⸗ 
dern des Ausſchuſſes zuſammengeſetzt. 

Fuͤr die Erſteren werden auch zwei Stellvertreter, fuͤr die Letzteren drei 
Stellvertreter auf die F. 35. beſchriebene Weiſe gewählt. a 


H. 38. 
Wahlfaͤhigkeit. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes und deren Stellvertreter muͤſſen 
zu Breslau oder in den von der Bahn durchſchnittenen Regierungsbezirken, die 
Mitglieder der Direktion und deren Stellvertreter aber in Breslau ihren 
Wohnſitz haben. 5 2 . 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von fuͤnfzig 
Aktien, jeder Stellvertreter im Beſitze von fuͤnf und zwanzig Aktien ſein, welche 
für die Dauer des Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen find, 


Nicht wahlfaͤhig ſind: 


a) Beamte der Geſellſchaft ; 
(Nr. 4578,) W b) Min⸗ 
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b)) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtaͤndig mit ihren 
Glaͤubigern regulirt haben. & 


Zur Wahlfaͤhigkeit gehört der Vollbeſitz der buͤrgerlichen Ehrenrechte. 


H. 39. 
Der Vorſitzende. 


Der Verwaltungsrath wählt feinen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter 
aus den Mitgliedern der Direktion fuͤr die Zeit, fuͤr welche die Gewaͤhlten als 
Mitglieder der Direktion an ſich zu fungiren haben. Zur Guͤltigkeit der Wahl 
iſt erforderlich, daß ſie mit abſoluter Stimmenmehrheit erfolgt iſt. ; 

Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen und ladet zu denſelben die 
Mitglieder, nach Befinden auch einen oder mehrere Stellvertreter, durch ſchrift⸗ 
liche, den Gegenſtand der Berathung andeutende Cirkulaire ein und leitet in 
der Verſammlung ſelbſt die Verhandlungen. 


$. 40. 
Verſammlungen und Beſchluͤſfe. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel alle vier bis ſechs 
Wochen, außerdem aber ſo oft, als es der Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet, 
oder drei Mitglieder unter Angabe der Gruͤnde es verlangen. Die Sitzungen 
finden in der Regel in Breslau ſtatt, koͤnnen aber nach Ermeſſen des Vor⸗ 
ſitzenden auch auf einer der Stationen, welche die nach H. 1. zu erbauende 
Eiſenbahn beruͤhrt, abgehalten werden. ! 

Gültige Beſchluͤſſe koͤnnen nur mit abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden; fuͤr den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzen⸗ 
den den Ausſchlag. n ö 
a Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenig⸗ 
ſtens fünf Mitgliedern oder Stellvertretern erforderlich, unter denen mindeſtens 
zwei Mitglieder reſp. Stellvertreter der Direktion, einſchließlich des Vorſitzen⸗ 
den, ſich befinden muͤſſen. Die in den Verſammlungen anweſenden Stellver⸗ 
treter ſind nur inſoweit zur Abſtimmung berechtigt, als es an wirklichen Mit⸗ 
gliedern fehlt, und treten fuͤr dieſen Fall nach der Reihenfolge der Stimmen⸗ 
zahl ein, welche ſie bei ihrer Wahl erhalten haben. N 

Mitglieder oder deren Stellvertreter, welche bei dem Gegenſtande der 
Berathung ein Privatintereſſe haben, muͤſſen ſich bei der Abſtimmung entfernen. 

Das Protokoll fuͤhrt der Syndikus oder deſſen Stellvertreter. 


§. 41. 

Reſſort. 
Zur Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes hace 
ö R ie 
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1) die Beſtimmung der Einzahlungen auf die Aktien und deren Ausſchrei⸗ 
bung ($. 14.); 8 

2) die Beſtimmung wegen Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaire aus der 
perſoͤnlichen Verbindlichkeit (§. 15.); \ 

3) die Beſtimmung der nach H. 16. gegen ſaͤumige Einzahler anzuwenden⸗ 
den Maaßregeln; 5 

4) Wahl der im H. 56. beſonders bezeichneten oberen Beamten und Feſt⸗ 
ſtellung der von der Direktion mit denſelben abzuſchließenden Vertraͤge, 
ſowie der zu ertheilenden Inſtruktionen; 

5) Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, ſowie alle in H. 29. sub 1. bis 7. 
genannten, demnaͤchſt noch zum Beſchluß der Generalverſammlung zu 
bringenden Gegenſtaͤnde; 

6) Beſtimmung über die Höhe der jährlichen Dividende. 


H. 42. 
Dauer des Amtes. 


Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrathes ſowie der Stell— 
vertreter iſt in der Regel eine ſechsjaͤhrige. 

Ruͤckſichtlich der erſten Verwaltungsjahre tritt jedoch eine Ausnahme 
dahin ein, daß B 


a) nach den erſten drei Jabren nach Eroͤffnung der Bahn: 
ein Mitglied der Direktion, 
N ein Mitglied des Ausſchuſſes; 
bp) nach Verlauf der darauf folgenden zwei Jahre: 
ein Mitglied der Direktion und 
ein Stellvertreter, 
zwei Mitglieder des Ausſchuſſes und 
ein Stellvertreter; 
c) nach Verlauf von weiteren zwei Jahren: 
zwei Mitglieder der Direktion, 
ein Stellvertreter, 
zwei Mitglieder des Ausſchuſſes, 
zwei Stellvertreter, 
und dann in zweijährigen Wahlperioden in der ad a. b. c. aufgefuͤhrten Rei⸗ 
henfolge durch das Loos ausſcheiden. Spaͤter entſcheidet uͤber das Ausſchei⸗ 
den nur die fechsjährige Amtsdauer, bei gleicher Amtsdauer das Loos. Die 
Ausſcheidenden find wieder wählbar. f 


$. 43. 
Austritt. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes kann ſein Amt nach vorgaͤngi⸗ 
ger vierwoͤchentlicher ſchriftlicher Aufküͤndigung niederlegen. Ein gezwungenes 
Ausſcheiden findet ſtatt, wenn während der Geſchaͤfts fuͤhrung ein Hinderniß der 
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im F. 38. gedachten Art, oder bei den Mitgliedern der Direktion reſp. deren 
Stellvertretern der Fall des $. 51. eintritt. ö ; 
F. 44. 
Unentgeltliche Geſchaͤftsfuͤhrung. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten keine Remuneration, 
ſondern nur Erſtattung fuͤr Auslagen und Koſten. 


Inwiefern bei den Mitgliedern der Direktion hiervon eine Ausnahme 


ſtattfinden kann, beſtimmen die $$. 26. und 54. sub Nr. 5. 


b. Von der Direktion insbeſondere. 


H. 45. 
Zuſammenſetzung. 


Die Direktion beſteht aus vier Mitgliedern und zwei Stellvertretern, von 
denen die letzteren den Verhandlungen beizuwohnen berechtigt ſind und bei tem⸗ 
porairer Behinderung einzelner Mitglieder fuͤr dieſe auf die Dauer der Behin⸗ 
derung, beim Ausſcheiden eines Mitgliedes im Laufe der Amtsperiode aber 
bis zur naͤchſten Generalverſammlung eintreten. 

Ruͤckſichtlich der Qualifikation, Amtsverwaltung und Amtsdauer der Die 
1 % a und Stellvertreter gelten im Allgemeinen die §§. 38. 42. 

is 44. 


9. 46. 
Der Vorſitzende. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes und deſſen Stellvertreter ſind 
zugleich Vorſitzende der Direktion; auf ihre Funktionen als ſolche finden die 
Beſtimmungen des $. 39. Anwendung. i 


F. 47. 
Ver ſammlung und Beſchluͤſſe. 


Zur Verſammlung der Direktion werden woͤchentlich ein oder mehrere 
Sitzungstage ein- fuͤr allemal beſtimmt. 

Außerdem verſammelt ſich die Direktion, ſo oft der Vorſitzende es fuͤr 
noͤthig erachtet oder zwei Mitglieder es verlangen. 

Gültige Beſchluͤſſe konnen nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden; bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende, reſp. die Stimme ſeines 
Stellvertreters den Ausſchlag. ‘ 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes muͤſſen wenigſtens drei Mitglie⸗ 
der reſp. Stellvertreter gegenwaͤrtig ſein. Ueber jede Sitzung wird ein Proto⸗ 


koll gefuͤhrt. ö 
§. 48. 
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F. 48. 
Befugniſſe. 
: Die Direktion leitet ſaͤmmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt 
ihre eigenen, ſowie die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen und des Verwal⸗ 
tungsrathes in Ausführung und ernennt die Beamten der Geſellſchaft, ſoweit 
dies nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt. Sie verwaltet den Geſell— 
ſchaftsfonds und die kuͤnftig eingehenden Bahn- und Transportgelder, ſowie 
alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft, erwirbt die zur Erreichung des Ge⸗ 
ſellſchaftszwecks nach ihren Beſchluͤſſen erforderlichen Grundſtuͤcke und ſonſtiges 
bewegliches und unbewegliches Eigenthum, bewirkt die vollſtaͤndige Erbauung 
der Bahn nach dem genehmigten Bauplane, ſowie demnaͤchſt deren Unterhal⸗ 
tung, desgleichen die Auffuͤhrung, Anſchaffung, Unterhaltung der erforderlichen 
Gebäude, Materialien, Transportmittel und Utenſilien, organiſirt und leitet den 
Transportbetrieb, ſchließt alle im Intereſſe der Geſellſchaft erforderlichen Kauf— 
und Verkauf⸗, Tauſch-, Pacht- und Mieths-, Engagements-, Anleihe- und 


ſonſtige Vertraͤge Namens der Geſellſchaft und repraͤſentirt die letztere in allen 


Verhaͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte mit allen Befugniſſen und 
Verpflichtungen, welche die Geſetze dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft 
($. 19. seg. des Geſetzes vom 9. November 1843. über die Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten) beilegen. 3 

Insbeſondere ift die Direktion legitimirt, die Geſellſchaft bei allen gericht: 
lichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypotheken— 
bücher und Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen vorzu⸗ 
nehmen, Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Entſchei— 
dung zu unterwerfen. 

Die Direktion iſt ermaͤchtigt, zur Ausuͤbung gewiſſer Befugniſſe derſelben, 
General- und Spezialbevollmaͤchtigte zu ernennen und denſelben Vollmachten 
zu ertheilen, welche, ſoweit ſie nicht fuͤr ein beſtimmtes Geſchaͤft oder auf einen 
beſtimmten Zeitraum ertheilt ſind, durch den Wechſel der Direktionsmitglieder 
allein nicht erloͤſchen. 

§. 49. 
ö Legitimation. 

Zur Ausuͤbung aller der Direktion laut H. 48. ertheilten Befugniſſe be⸗ 
darf dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden keiner weiteren Legitimation, 
als eines auf Grund der von der Gerichtsperſon oder dem Notar aufge⸗ 


nommenen Wahlverhandlung ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes 
uͤber die Perſonen ſeiner jedesmaligen Mitglieder oder deren Stellvertreter. 


0 $. 30. 
Pflichten und Verantwortlichkeit. 
Die Mitglieder der Direktion und deren Stellvertreter verwalten ihr Amt 
nach beſter Einſicht und ſind der Geſellſchaft nach Maaßgabe der Geſetze 
. 132. Tit. 6. Th. II. Allg. Landrechts) für ihre Handlungen verhaftet. 
(Nr. 4578.) 135* $. 51 
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e 
§. 51. 
Entſetzung und Suspenſion. 


Es ſteht der Geſellſchaft das Recht zu, ein jedes Mitglied der Direktion, 
einſchließlich der Stellvertreter, zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, jedoch 
nur, wenn dies auf den Antrag des Ausſchuſſes in einer Generalverſammlung 
durch Stimmenmehrheit beſchloſſen wird. 

Der Ausſchuß iſt zu einem ſolchen Antrage nur berechtigt, wenn der⸗ 
ſelbe in einer unter Angabe des Zwecks berufenen Verſammlung, an welcher 
ſaͤmmtliche Mitglieder reſp. Stellvertreter fuͤr die Verhinderten Theil nehmen, 
von zwei Drittheilen der Anweſenden beſchloſſen iſt; auch kann der Ausſchuß 
in einer auf gleiche Weiſe zuſammenberufenen Verſammlung durch einen von 
fünf Mitgliedern reſp. Stellvertretern einſtimmig gefaßten Beſchluß die Sus⸗ 
penſion eines Mitgliedes der Direktion reſp. Stellvertreters vom Amte bis zur 
definitiven Entſcheidung der naͤchſten Generalverfammlung anordnen, in welchem 
Falle der Verwaltungsrath zur Einberufung eines Stellvertreters und hiernaͤchſt 
interimiſtiſchen Wahl eines anderen Direktionsmitgliedes reſp. Stellvertreters zu 
ſchreiten hat. 0 

Dieſes Wahlprotokoll muß unter Zuziehung einer Gerichtsperſon oder 


7 


eines Notars aufgenommen werden. 


c. Von dem Ausſchuſſe insbeſondere. 
F. 52. 
Zuſammenſetzung. 

Der Ausſchuß beſteht aus fuͤnf beſonders hierzu gewaͤhlten Mitglie⸗ 
dern und drei Stellvertretern, von denen die letzteren bei temporairer Be⸗ 
hinderung einzelner Mitglieder fuͤr dieſe auf die Dauer der Behinderung, beim 
Ausſcheiden eines Mitgliedes im Laufe der Amtsperiode aber bis zur naͤchſten 
Generalverſammlung eintreten. Ruͤckſichtlich der Qualifikation, Amtsverwaltung 
und Amtsdauer der Ausſchußmitglieder und deren Stellvertreter gelten im All⸗ 
gemeinen die $$. 38. 42. 43. und 44. 5 


§. 53. 

5 Der Vorſitzende. 

Der Ausſchuß waͤhlt aus ſeiner Mitte durch abſolute Stimmenmehrheit 
einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter, auf deren Funktionen die Beſtim⸗ 
mung des H. 39. Anwendung findet und deren Amtsdauer mit dem Zeitpunkte 
zuſammenfaͤllt, für den fie als Mitglieder und Stellvertreter des Ausſchuſſes 
zu fungiren haben. 

§. 54. 
N Reſſort. 
1) Dem Ausſchuſſe liegt die beſondere Kontrole der Geſchaͤftsfuͤhrung der 

Direktion ob. b f 1 

r 
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Er hat daruͤber zu wachen, daß uͤberall das Beſte der Geſell⸗ 
ſchaft wahrgenommen und die Vorſchriften des Statuts befolgt werden. 
Er iſt berechtigt, zu jeder Zeit uͤber einzelne Gegenſtaͤnde der Verwal⸗ 
tung von der Direktion Auskunft zu verlangen und durch Kommiſſarien 
die Akten, Buͤcher und Rechnungen einzuſehen. 
Insbeſondere reſſortirt von dem Ausſchuſſe die Kontrole des Finanz⸗ 
weſens der Geſellſchaft. Ihm liegt in dieſer Beziehung die Pruͤfung 
der von der Direktion zu entwerfenden Etats, Verwaltungsberichte, ſowie 
der zu legenden jaͤhrlichen Rechnungsabſchluͤſſe, die Abnahme, Monirung 
und Anerkennung der Rechnungen und Ertheilung der Decharge auf 
Grund des hieruͤber von der Generalverſammlung gefaßten Beſchluſſes 
(H. 26. sub 3.) ob. Die Direktion iſt verpflichtet, dem Ausſchuſſe jede 
auf das Geſellſchaftsvermoͤgen und deſſen Verwaltung bezuͤgliche Aus: 
kunft zu ertheilen. ; 
Die Direktion ift ferner gehalten, zu den vorzunehmenden ordentlichen 
und außerordentlichen Kaſſenreviſionen zwei Mitglieder des Ausſchuſſes 
zuzuziehen, welche deſſen Vorſitzender beſtimmt. 
Auch kann der Ausſchuß zu jeder Zeit außerordentliche Kaſſen⸗ 
revifionen nach vorgaͤngiger Benachrichtigung der Direktion vornehmen. 
4) Der Ausſchuß iſt berechtigt, die Beamten der Geſellſchaft in einzelnen 
Faͤllen zur Verantwortung zu ziehen, ſofern den in dieſer Beziehung an 
die Direktion zu erlaſſenden Requiſitionen keine genuͤgende Folge geleiſtet 

werden ſollte. i 

5) Dem Ausſchuſſe ſteht die Befugniß zu, bei der Generalverſammlung der 
Aktionaire die Bewilligung einer Remuneration fuͤr die Mitglieder der 
Direktion aus dem Reinertrage des Unternehmens zu beantragen (F. 26. 
sub 5.), doch muͤſſen für einen ſolchen Antrag mindeſtens vier Mitglie- 
der des Ausſchuſſes reſp. Stellvertreter ſtimmen. 

6) Endlich ſteht ihm die $. 51. erwähnte Berechtigung zu. 


Sollte bei Ausuͤbung der dem Ausſchuſſe zugetheilten Befugniſſe und von 
ihm anzuordnenden Maaßregeln zwiſchen ihm und der Direktion ein Konflikt 
entſtehen, ſo entſcheidet der Verwaltungsrath, von deſſen Ausſpruche nur die 
Berufung auf die naͤchſte Generalverſammlung zuſteht; bis zu deren Beſchluß 
behält es bei der von dem Verwaltungsrathe gefaͤllten Entſcheidung, als einem 
Interimiſtikum, ſein Bewenden. 


2 


— 


3 


— 


§. 55. 
Verſammlungen und Beſchluͤſſe. 


Der Ausſchuß verſammelt ſich in der Regel alle zwei Monate in Breslau, 
außerdem aber, ſo oft es der Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet oder zwei Mit⸗ 
glieder die Berufung einer Verſammlung verlangen. N s 

Die Beſchluͤſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit gefaßt; bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt, mit Ausnahme der in SS. 51. und 54. 
(Ar. 4578.) sub 5. 


u sh: 


sub 5, gedachten Fälle, Anweſenheit von wenigſtens drei Mitgliedern oder 
Stellvertretern erforderlich reſp. genuͤgend. 
Ueber jede Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen. 


d. Von den Beamten der Geſellſchaft. 


H. 36. 
Wahl derſelben. 


d Die Beamten der Geſellſchaft werden von der Direktion ernannt, mit 
Ausnahme: 
a) des erſten Adminiſtrationsbeamten (Spezialdirektor oder Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrer) 
p) des oberſten techniſchen Beamten (Ober-Ingenieur oder Betriebsdirektor), 
c) des Syndikus der Geſellſchaft und deſſen Stellvertreters, 
d) des Vorſtehers des Kaſſenweſens oder Hauptrendanten. 

Die Wahl dieſer vier Beamten erfolgt durch den Verwaltungsrath, 
welcher auch die Kontraktsbedingungen, ſowie die den betreffenden Beamten zu 
ertheilenden Dienſtinſtruktionen feſtſtellt. 

Die Wahl add a. bis c., ſowie die betreffenden Dienſtinſtruktionen, bedürfen 
der Beſtaͤtigung reſp. Genehmigung des Staates (F. 6. sub 1. c.). 

Die Kontrakte und Dienſtinſtruktionen, ſowie die Beſtallung des Syndikus, 
werden von der Direktion vollzogen. 

Der Stellvertreter des Syndikus iſt dazu beſtimmt, denſelben bei einzel⸗ 
nen Behinderungsfaͤllen zu vertreten und wird von dem letzteren ſelbſt mit Ge⸗ 
nehmigung der Direktion gewaͤhlt. Seine Legitimation wird durch eine, vom 
Syndikus ausgeſtellte, mit der Genehmigung der Direktion verſehene Subſtitu— 
tionsvollmacht gefuͤhrt. 

§. 57. 
Kaſſenweſen. 


Ueber die Einrichtung und Verwaltung des Kaſſenweſens wird von dem 
Verwaltungsrathe eine befondere Inſtruktion feſtgeſtellt. 


G 58. 
Voruͤbergehende Beſtimmungen. 


Bis zur Konſtituirung des Verwaltungsrathes werden die Rechte der 
Geſellſchaft von dem Komité, welches das ganze Aktienunternehmen ins Leben 
gerufen hat, und das aus nachfolgenden Perſonen: 

Hugo, Fuͤrſt zu Hohenlohe auf Slawentzitz, 

Adolph, Prinz zu Hohenlohe auf Koſchentin, 

Viktor, Herzog von Ratibor auf Rauden, 

Andreas, Graf Renard auf Groß⸗Strehlitz, 5 
aron 
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Baron von Muſchwitz zu Breslau, 

Geheimer Kommerzienrath G. H. Ruffer zu Breslau 
beſteht, wahrgenommen und in dem Umfange ausgeuͤbt, wie fie in dieſem Statute⸗ 
der Direktion und dem Ausſchuß beigelegt ſind. i 

Beſonders ſteht dem Komité die Befugniß zu, das Geſellſchaftsſtatut, 

ſowie das ganze Bauprojekt mit der Koͤniglichen Staatsregierung zu vereinbaren 
und an dieſelbe Antraͤge wegen der etwaigen Erweiterungen und Ausdehnungen 
der Bahn zu veranlaſſen und zu pflegen, ſowie die Bedingungen feſtzuſetzen, 
unter welchen das Aktienkapital von 2,500,000 Rthlr. (F. 4.) gezeichnet werden 
ſoll und die Zeichnung ſelbſt herbeizuführen, nach Umftänden auch mit dem Bau 
ſelbſt zu beginnen, die nöthigen Einzahlungen auf die gezeichneten Aktien aus⸗ 
zuſchreiben, die nothwendigen techniſchen und Verwaltungs⸗Beamten anzuſtellen, 
überhaupt aber die Geſellſchaft bis zu ihrer vollſtaͤndigen Konſtituirung nach 
Innen und Außen rechtsguͤltig zu vertreten und alles dasjenige auzuordnen 
und auszufuͤhren, was ihm fuͤr das Intereſſe der Geſellſchaft und insbeſondere 
zur ſchnellen und ungeſaͤumten Ausfuͤhrung des Bauprojekts nothwendig und 
erforderlich erſcheint. f 


H. 59. 


Alle Beſchluͤſſe des Komités, welches ſich einen Vorſitzenden waͤhlt, 
werden nach abſoluter Stimmenmehrheit und bei Anweſenheit von mindeſtens 
vier Mitgliedern gefaßt, wobei bei Stimmengleichheit die Stimme des Vor— 
ſitzenden entſcheidet. 

Es ſoll daſſelbe auch befugt ſein, eines der Mitglieder zu ſubſtituiren 
und mit Ausfuͤhrung und Weiterverfolgung der gefaßten Beſchluͤſſe zu beauf⸗ 
tragen. f 


H. 60. 


Sobald die landesherrliche Beſtaͤtigung des Statuts erfolgt ſein wird, 
wird das Komité eine Generalverſammlung ſaͤmmtlicher Aktienzeichner berufen 
und die Wahl des Verwaltungsrathes durch dieſelben veranlaſſen. 


$. 61. 


Wer durch Aktienzeichnen dem Unternehmen beitritt, unterwirft ſich damit 
den vom Komité verlautbarten interimiſtiſchen Beſtimmungen dieſes Statuts 
und erkennt alle von dem Komité als Vertreter der Geſellſchaft getroffenen 
Maaßnahmen und eingegangenen Verbindlichkeiten, als die Geſellſchaft und die 
Aktienzeichner verpflichtend, an. er 5 

Das von dem Komité verwaltete Vermoͤgen wird der Direktion nach 
deren Zuſammenſetzung uͤbergeben, die von dem Komité zu legende Rechnung 
von dem zu ernennenden Ausſchuſſe gepruͤft und revidirt. 

Die Beſchlußnahme uͤber die Decharge bleibt der naͤchſten, auf die Fon: 
ſtituirende folgenden, Generalverſammlung vorbehalten. 


‚ (Nr. 4578.) Bei⸗ 
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Beilage A. 


200 Thaler in Preuß. Kurant. 


Aktie 
der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


— 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der Oppeln⸗Tar⸗ 
nowitzer Eiſenbahngeſellſchaft Zweihundert Thaler Preuß. 
Kurant baar eingezahlt und nimmt nach Hoͤhe dieſes Be— 
trages und in Gemaͤßheit des am- 
von Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen Allerhoͤchſt 
beftätigten Statutes verhaͤltnißmaͤßigen Theil an dem ge⸗ 
ſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. 


Breslau, den ten 185. 


Direktion 
der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
N. N. N. N. 
Mitglied der Direktion. Mitglied der Direktion. 


N. N. 
Haupt⸗Rendant. 


Oppeln ⸗Tarnowitzer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Beilage b. 
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Beilage B. 


Anerkenntniß 
uͤber 


Eintauſend Thaler Aktienzeichnung 


zur 


Oberſchleſiſchen Zweigbahn. 


zu der Oberſchleſiſchen Zweigbahn fuͤr die Strecke von Oppeln 
nach Tarnowitz die Summe von Eintausend Thalern Kurant 
gezeichnet und hierauf laut untenſtehender Quittung 5 Prozent 
oder 50 Thaler baar eingezahlt hat. 

Dieſes Anerkenntniß wird bei der naͤchſten Einzahlung 
gegen Interims-Aktienſcheine in Apoints zu 200 Thalern 
umgetauſcht werden. 


Breslau, den . ten 


Das Komité 
zur Erbauung der Oberſchleſiſchen Zweigbahn. 


N N. N. 
vertretendes Mitglied. vertretendes Mitglied. 


Auf vorſtehendes Anerkenntniß die erſte Einzahlung à 5 Prozent 
mit fünfzig Thalern Kurant für Rechnung des Komités baar erhalten 
zu haben, beſcheinigen hiermit. c 


Breslau, den „ten 
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Beilage C. 


Aktien - Auittungs -Bogen 


der 


Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 


hat auf den gezeichneten Aktienbetrag von e 
Thalern Preuß. Kurant e Prozent mit D 
Thaler an die Geſellſchaftskaſſe eingezahlt und empfaͤngt 
nach vollſtaͤndiger Einzahlung von Zweihundert Thalern 
Preuß. Kurant gegen dieſen, alle geleiſteten Theilzahlungen 
nachweiſenden Quittungsbogen die auf den Inhaber lautende 
Geſellſchafts-Aktie ſtempelfrei ausgehaͤndigt. 
Die ferneren Einzahlungen auf dieſen Quittungsbogen 
werden vier Wochen vor dem Zahlungstermine von dem Ge— 
ſellſchaftsvorſtande durch oͤffentliche Bekanntmachungen in dem 
Preußiſchen Staats-Anzeiger, der Voſſiſchen, der Schleſiſchen 
und der Breslauer Zeitung eingefordert und alle eingezahlten 
Beträge hierauf quittirt und laut H. 21. der Geſellſchafts⸗ 
Statuten mit vier Prozent verzinſt. 


Breslau, den . ten 


Das Komité 
bei Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


N. N NEN: 
vertretendes Mitglied. vertretendes Mitglied. 


Der Haupt⸗Rendant. 
N. N. 


eee 


Beilage D. 
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Beilage D. 


„ 
zu der 


Oppeln⸗Tarnowitzer Stamm- Aktie M....... 


Der Produzent dieſes Talons erhaͤlt ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legitimation 
die fuͤr die vorſtehend bezeichnete Stamm-Aktie neu auszufertigenden Dividen⸗ 
denſcheine fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre. 


aus der Geſellſchaftskaſſe die für das naͤchſtvorhergegangene Kale er⸗ 
jahr feſtzuſetzende Dividende, deren Betrag öffentlich bekannt geicht 
wird. i 


(Stempel.) 


Breslau, den . ten 185. 

8 8 Dividendenſchein . 
2 8 8 zur 
SEE 
2 8 Dppeln-Tarnowiger Stamm⸗Aktie 
258 We 
an 
8 Rs Inhaber dieſes empfaͤngt im Mona 
Es 
228 
2 
2 2 8 
ass 

. 8 


Eingetragen Folio . .. b 


(Nr. 45784579.) (Nr. 4579.) 


N ee 


Sn ee 


(Nr. 4579.) Verordnung, betreffend die Großherzoglich Sächfifchen und die Herzoglich 
0 ge 2 Er Sachſen⸗Coburg⸗Gothaſchen Kaſſenanweiſungen. Vom 22. Dezember 1856, 


g Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
verordnen, in Gemaͤßheit des im dritten Abſatz des H. 4. des Geſetzes vom 
14. Mai 1855. (Geſetz⸗ Sammlung für 1855. S. 307.) enthaltenen Vorbe— 
halts, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, in Verfolg Unſerer Order vom 
24. Dezember 1855. (Gefeß-Sammlung für 1855. S. 741.), was folgt: 
Das Geſetz vom 14. Mai 1855., betreffend die Beſchraͤnkung der Zah- 
lungsleiſtung mittelſt fremden Papiergeldes, bleibt bei ſolchen Zahlungen, welche 
mit den N 
von der Großherzoglich Saͤchſiſchen Regierung und von der Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗ und Gothaſchen Regierung fuͤr das Herzogthum Sach— 
8 ſen⸗Gotha f 
ausgegebenen Kaſſenanweiſungen geleiſtet werden, bis zum 1. Januar 1858. 
außer Anwendung. 
Dieſe Verordnung iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i - 
Gegeben Charlottenburg, den 22. Dezember 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


Berichtigung. 

In dem Geſetz vom 13. April 1856., die Abänderung der $$. 41 — 46. 

der eldpolizei⸗Ordnung vom 1. November 1847. betreffend, iſt S. 207. im 

Art. Z. 3. ſtatt „Ruralgeſetz vom 18. September“ zu leſen: 2 
„Ruralgeſetz vom 28. September“. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗-Miniſteriums. 


Berlin, gebe in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


